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Luxemburg-Leaks

Ende 2014 erschütterten die sogenannten Luxemburg-Leaks die Politik im Großherzog-
tum. Journalistische Recherchen hatten ergeben, dass unter dem langjährigen Premiermi-
nister – und inzwischen zum Präsidenten der Europäischen Kommission aufgestiegenen – 
Christdemokraten Jean-Claude Juncker in seiner Zeit als luxemburgischer Finanzminister 
und  Regierungschef  Steuerreduzierungsmodelle  (,Tax  Rulings‘)  im Großherzogtum er-
möglicht wurden. Diese Modelle erlaubten es Konzernen mit Milliardengewinnen durch 
Verschiebung von Gewinnen und Verlusten ihre Steuersätze zu drücken. Die Behörden des 
Landes  hatten  teils  äußerst  komplizierte  Finanzstrukturen  genehmigt,  mit  deren  Hilfe 
manche Unternehmen teilweise weniger als 1 Prozent Steuern auf ihre Gewinne zahlten. 
Das Vorgehen war legal und mit den bestehenden EU-Regeln kompatibel, der Schaden für 
die Staatskassen dennoch riesig. Durch das luxemburgische Verhalten entgingen anderen 
Ländern  Steuereinnahmen  in  Milliardenhöhe,  was  besonders  bedenklich  in  einer  Zeit 
erschien,  in  der  die  EU-Mitgliedstaaten  unter  einem enormen Spardruck  standen (und 
stehen) und ihren Bürgern umfangreiche Einschnitte im Sozialwesen, bei der Bildung und 
bei  anderen  öffentlichen  Dienstleistungen  zumuten  mussten.  Unter  Premierminister 
Juncker stieg das geographisch relativ kleine Großherzogtum zum zweitgrößten Invest-
mentzentrum der Welt nach den USA auf. Auch die auf Juncker folgende Regierung unter 
Xavier Bettel hielt die Steuerpraktiken für rechtmäßig. Bettel betonte, dass sich Luxem-
burg an nationale und internationale Gesetze hielte. Jedoch räumte er ein, dass die Enthül-
lungen über Deals mit Unternehmen kein gutes Licht auf Luxemburg würfen.1 Auch in 
Großbritannien, Irland und den Niederlanden wurden ähnliche Abkommen der Steuerver-
meidung beschlossen. Damit holten die Regierungen dieser Staaten Kapital und Jobs ins 
Land, aber schadeten gleichzeitig allen anderen Staaten. Ermöglicht wurde dies durch die 
jahrelange Ablehnung der Initiativen der Kommission und des Europäischen Parlaments 
zur Eindämmung der Steuervermeidung durch Europas Finanzpolitiker.2

Diese  Politik  konnte  durchaus  als  rechtmäßig  betriebene  Nischenpolitik  verstanden 
werden. Es ist allerdings zwischen der Legalität einer solchen Steuerpolitik einerseits, und 
der  Legitimität  einer  solchen  Politik  andererseits  zu  unterscheiden.  Geht  eine  solche 
Politik im Ergebnis zu Lasten anderer europäischer Partnerstaaten, wie jahrelang erfolgt, 
so stellt sich die Frage der europapolitischen Verantwortlichkeit und der Ernsthaftigkeit 
von bekundeter europäischer Solidarität. „Insbesondere Kleinstaaten, also keineswegs nur 
Luxemburg, spezialisieren sich weltweit im internationalen Wettbewerb seit vielen Jahren 
auf bestimmte Marktsegmente, die bislang nicht oder kaum reguliert sind und wo sie ihre 
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spezifischen  Standortvorteile  konsequent  nutzen  können:  wie  zum  Beispiel  politische 
Stabilität,  kompetente,  hoch  spezialisierte  Arbeitskräfte,  Flexibilität,  Innovationsbereit-
schaft, kurze Dienstwege zwischen Wirtschaft und Politik, ausgeprägte Dialogbereitschaft 
der politisch-administrativen Entscheider“.3 Wie jeder andere Staat orientierte sich Luxem-
burg an den Zielen und Interessen seiner nationalen Wirtschafts- und Wohlstandsentwick-
lung.  Problematisch  wird  es,  wenn solche  Länder  in  internationale  und supranationale 
Organisationen eingebunden sind und auf Dauer die Regeln dieser Organisationen befol-
gen müssen. Innerhalb der  Europäischen Union hatte Luxemburg in den letzten Jahren 
einen schwierigen Stand,  da es  sich gegen die Transparenz  in  Teilen der  Fiskalpolitik 
wehrte und an der Aufrechterhaltung des Bankgeheimnisses festhielt. Es zeigte weiterhin 
kein Interesse daran, sich an einer europäischen Lösung im Kampf gegen die Steuerflucht 
von Konzernen zu beteiligen. Es beteilige sich aber an einer weltweiten Strategie gegen 
Steuerflüchtige.4 Doch nach den schlechten Erfahrungen mit den Luxemburg-Leaks wurde 
ein Wandel eingeleitet. Finanzminister Pierre Gramegna erklärte, dass eine EU-weite Eini-
gung „nicht die beste Idee der Welt“ wäre, doch sollte man darüber nachdenken, ob die 
Europäische Union als Pionier vorangehen müsste, wie sie es auch bei der Abschaffung 
des Bankgeheimnisses getan habe. „Luxemburg sei bereit, die umstrittenen „tax rulings“ in 
der EU besser abzustimmen und neue Rahmenbedingungen zu schaffen“, so Gramegna.5

Bereits zuvor hatte Luxemburg angekündigt, ab 1. Januar 2015 eine automatische Aus-
kunftserteilung  für  Zinserträge  einzuführen,  die  von  dortigen  Finanzinstituten  an  die 
Bevölkerung anderer EU-Mitgliedstaaten ausgezahlt würden. Damit würde sich Luxem-
burg an der EU-Zinsrichtlinie beteiligen. Der luxemburgischen Regierung wurde immer 
bewusster, dass die europäische Bevölkerung es nicht mehr verstände, dass sie Steuern 
zahlen müssten, während einige Konzerne dank pfiffiger Anwälte und weiter existierenden 
Schlupflöchern in den Steuervorschriften ihre Steuern fast bis auf null drücken könnten.

Kritik an Deutschland

Premierminister Bettel wandte sich gegen ein europapolitisches Reformvorhaben der deut-
schen Bundeskanzlerin Angela Merkel, in dem alle Eurostaaten sich in bilateralen Verträ-
gen mit der Europäischen Union zu Wirtschaftsreformen verpflichten und bei Bedarf einen 
finanziellen  Anreiz  von  der  Eurozone  erhalten  sollten.  „Ich  verstehe  nicht,  wie  diese 
Reformverträge funktionieren und wer dafür bezahlen soll. Und ich kaufe keine Katze im 
Sack.  Viele  Länder  haben unpopuläre  Reformen durchgesetzt,  ohne von der  Eurozone 
Geld dafür zu bekommen“, so Bettel in einem Interview.6 Darin erteilte er auch reformun-
willigen Regierungen eine Abfuhr für weitere finanzielle Forderungen an die Eurozone: 
„Wenn Regierungen ihre Hausaufgaben nicht machen, müssen sie sich darüber im klaren 
sein, dass andere Eurostaaten ihre Probleme nicht lösen werden. Wir können es unseren 
Steuerzahlern nicht  zumuten,  für  andere  Eurostaaten aufzukommen.  Ein Land,  das  die 
notwendigen Maßnahmen nicht ergreift, muss für die Folgen selber gerade stehen.“7 Auch 
die  deutsche  Bundeskanzlerin  Merkel  scheiterte  beim  EU-Gipfel  im  Dezember  2013 
daran, bilaterale Reformverträge durchzusetzen.
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